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Einleitung 1

Einleitung

Die Harmonisierung des Gemeinschaftsrechts ist Aufgabe und Ziel der Europäi-
schen Union1. Die zu diesem Zweck erlassenen Rechtsakte – regelmäßig Richt-
linien – müssen von den Mitgliedsstaaten befolgt werden; Verstöße können mit 
dem Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 226 EGV geahndet werden. Der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) hat zusätzlich eine umfangreiche Rechtsprechung 
entwickelt, um diese Verstöße zu sanktionieren. So können nicht rechtzeitig und 
nicht ausreichend umgesetzte Richtlinien unmittelbar anwendbar sein2, und der 
betroffene Bürger kann gegen den Mitgliedsstaat einen Anspruch auf Schadens-
ersatz geltend machen3.
Umgekehrt können die Mitgliedsstaaten ihre Pflicht zur Befolgung der 
Harmonisierungsrechtsakte auch „übererfüllen“, indem sie diese auch über ihren – 
vom europäischen Gesetzgeber vorgesehenen – Anwendungsbereich hinaus 
anwenden. Eine weitere Form der „Übererfüllung“ ist der Erlass intensiverer 
Regelungen innerhalb des Anwendungsbereichs der Harmonisierungsrechtsakte. 
Diese Form der „Übererfüllung“ ist von der Ausdehnung des vom europäischen 
Gesetzgebers vorgesehenen Anwendungsbereichs abzugrenzen4.
Bekanntes Beispiel des deutschen Gesetzgebers für eine „Übererfüllung“ durch 
Ausdehnung des ursprünglichen Anwendungsbereich eines Harmonisierungs-
rechtsaktes ist die Anwendung der Regelungen der Richtlinie 1999/44/EG (im 
Folgenden: Verbrauchsgüterkaufrichtlinie)5 auch auf Kaufverträge, die nicht dem 
Verständnis eines Verbrauchsgüterkaufes i.S.d. Verbrauchsgüterkaufrichtlinie 
entsprechen. In diesem Fall wurde die Umsetzungsverpflichtung zum Anlass 
genommen, das als reformbedürftig empfundene deutsche Gewährleistungsrecht 
neu zu regeln. Obwohl diese „Übererfüllung“ durch den nationalen Gesetzgeber 
nicht neu und auch nicht selten ist6, ist sie bisher nicht Gegenstand einer breiten 
Diskussion, die im Fall der „Untererfüllung“ geführt wird. Besondere Bedeutung 
gewinnt die „Übererfüllung“ durch die sog. „Dzodzi-Rechtsprechung“ des EuGH, 
der damit für den „übererfüllten“ Bereich auch Vorlagefragen hinsichtlich der 
Auslegung des Gemeinschaftsrechts beantwortet.  

1  Vgl. Artikel 3 h) EGV.  
2  Vgl. dazu Ruffert, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV, Art. 249 EGV, Rn. 68 ff.; Streinz,

Europarecht, Rn. 443 ff.; Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV, Rn. 101 ff., 
Gundel, EuZW 2005, 143 ff.; ausführlicher Herrmann, Richtlinienumsetzung, 31 ff. 

3  Vgl. dazu Hetmeier, in: Lenz, EGV, Art. 249 EGV, Rn. 14; Streinz, Europarecht, Rn. 461 
ff.; ausführlicher Herrmann, Richtlinienumsetzung, 173 ff. 

4  Vgl. dazu unten A.II, Seite 4 ff. und Kapitel 2, B.II, Seite 79 ff. 
5  Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.5.1999 zu 

bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter, 
ABl. Nr. L 171 vom 7.7.1999, 12-16. 

6  Vgl. dazu die Beispiele in Kapitel 2, C., 91 ff.  



Einleitung2

A. Begriff der autonomen Harmonisierung  

Da die freiwillige Übererfüllung vielfach den Bereich der Umsetzung von Richt-
linien betrifft, wird diese Verhaltensweise des nationalen Gesetzgebers 
überwiegend mit dem Begriff der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ 
bezeichnet. Dieser Begriff wurde erstmals von Habersack/Mayer verwendet, die 
darunter jedoch die weiter gefasste Konstellation verstehen, dass nationales Recht 
freiwillig Sachverhalte, die vom Gemeinschaftsrecht an sich nicht erfasst werden, 
den Regeln des Gemeinschaftsrechts – also auch Regelungen des Gemeinschafts-
rechts, die keine Richtlinien sind – oder den Regeln des nationalen angeglichenen 
Rechts unterwirft7. An anderer Stelle bezeichnet Habersack die überschießende 
Richtlinienumsetzung als Umsetzungsform, mit der die Mitgliedsstaaten Sach-
verhalte, die von der Richtlinie an sich nicht erfasst werden, den der Umsetzung der 
Richtlinie dienenden Vorschriften des nationalen Rechts unterwerfen8. Anstelle des 
Begriffs der überschießenden Richtlinienumsetzung finden sich auch die Formulie-
rungen „autonome Rezeption“9 und „extensive Angleichung“10 des Gemeinschafts-
rechts sowie „adoptiertes Gemeinschaftsrecht“11.
Bei Verwendung des Begriffs der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ ist zu 
beachten, dass er sowohl eine zu weite als auch eine zu enge Bedeutung haben 
kann.

7 Habersack/Mayer, JZ 1999, 913 (914). Ähnlich auch Hakenberg, die von Fällen, in 
denen der nationale Gesetzgeber den Inhalt einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung für 
nationale Sachverhalte, die mit dem Gemeinschaftsrecht nichts zu tun haben „kopiert“ 
habe, spricht, dann aber darauf verweist, dass diese Fälle auch unter dem Stichwort 
„überschießende Richtlinienumsetzung“ bekannt seien; vgl. Hakenberg, RabelsZ 66 
(2002), 367 (378). Genauer ist die Begriffsdefinition bei Schroeder, der unter „über-
schießender Richtlinienumsetzung“ Fälle versteht, in denen Mitgliedsstaaten durch Ver-
weisung oder andere Maßnahmen eine Richtlinie auf rein innerstaatliche Sachverhalte 
erstrecken, die vom Anwendungsbereich der Richtlinie gar nicht erfasst sind, oder 
Begriffe aus einer Richtlinie für andere Bereich des nationalen Rechts übernehmen; 
Schroeder, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 249 EGV, Rn. 131 mit Verweis auf die Verwen-
dung des Begriffs der überschießenden Richtlinienumsetzung bei Nettesheim, in: 
Grabitz/Hilf, EGV, Art. 249 EGV, Rn. 151. 

8 Habersack, Europäisches Gesellschaftsrecht, Rn. 39a. 
9  So Kohler/Knapp, ZEuP 2002, 701 (715), die darunter die einfache Verweisung auf 

Gemeinschaftsrecht oder die ganze oder teilweise Wiederholung der gemeinschafts-
rechtliche Bestimmungen in dem nationalen Rechtsakt verstehen. 

10  So Schulze, in: Schulze (Hrsg.), Auslegung europäischen Privatrechts und angeglichenen 
Rechts, 9 (17), wenn die Umsetzung einer Richtlinie einem Mitgliedsstaat Anlass gibt, 
neben den Sachverhalten, auf die sich die Richtlinie erstreckt, noch weitere Sachverhalte 
in gleicher Weise zu regeln, bzw. wenn ein Mitgliedsstaat bewährte Vorschriften des an-
geglichenen Rechts später auf eine von der Richtlinie nicht erfasste Materie ausdehnt, 
etwa durch eine Vorschrift im Umsetzungsgesetz zur Ausweitung seines sachlichen 
Geltungsbereichs oder durch Übernahme der Regelung in andere Gesetze. 

11 Klinke, ZGR 2002, 163 (190), Fn. 116. Auf ihn verweisend übernimmt den Begriff Hirte,
RabelsZ 66 (2002), 553 (565).
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I. Zu weite Begriffsbedeutung der „überschießenden 
Richtlinienumsetzung“ 

Der Begriff der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ könnte sowohl eine 
Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Richtlinienregelungen auf nicht von der 
Richtlinie erfasste Sachverhalte als auch eine Verschärfung der materiellen Rege-
lungen der Richtlinie für den von ihr vorgesehenen Anwendungsbereich bedeuten. 
Insofern ist der Begriff der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ irreführend12.
Sofern er verwendet wird, ist z.T. unklar, ob darunter auch eine Verschärfung der 
materiellen Regelungen der Richtlinie verstanden wird13. Eine solche Verschärfung 
umfasst die Fälle, in denen die Richtlinie den Mitgliedsstaaten lediglich ein 
Mindestschutzniveau vorschreibt, und den Mitgliedsstaaten erlaubt, über die 
Vorgaben der Richtlinien hinauszugehen („Mindestharmonisierung“). Nach 
Brandner ist eine solche Umsetzung hinsichtlich der Verschärfung des materiellen 
Regelungsgehalts auch überschießend, da ein zusätzlicher Regelungsgehalt einge-
führt wird. Von den Fällen der Erstreckung eines Regelungsgehalts einer Richtlinie 
auf Sachverhalte außerhalb ihres Anwendungsbereichs (also überschießende 
Richtlinienumsetzung im engeren Sinn) unterscheide sich diese Umsetzung da-
durch, dass nicht mehr Sachverhalte betroffen seien als in der Richtlinie vor-
gesehen. Die Unterscheidung zwischen der Erstreckung des Regelungsgehalts einer 
Richtlinie auf Sachverhalte außerhalb ihres Anwendungsbereichs und der Verschär-
fung ihres materiellen Regelungsgehalts solle danach getroffen werden, ob die 
Tatbestandseite oder die Rechtsfolgenseite betroffen ist. Werde der Tatbestand 
weiter gefasst und werden dadurch mehr Sachverhalte erfasst, handele es sich um 
eine Erstreckung des Regelungsgehalts einer Richtlinie auf Sachverhalte außerhalb 
ihres Anwendungsbereichs. Werde dagegen ein zusätzlicher Regelungsgehalt 
eingeführt oder noch verschärft, handele es sich um eine Verschärfung des 
materiellen Regelungsgehalts14. Brandner bevorzugt daher an Stelle des Begriffs 
der überschießenden Richtlinienumsetzung die Formulierung „autonome Harmoni-
sierung durch Erstreckung des Regelungsgehalts einer Richtlinie auf Sachverhalte 
außerhalb ihres Anwendungsbereichs“15.

12  So auch Brandner, Überschießende Richtlinienumsetzung, 11 ff. 
13  Vgl. dazu Hommelhoff, Festgabe BGH, 889 (921). Er widerspricht der Ansicht des 

Generalanwaltes Léger, Schlussanträge vom 28.10.1999 in der Rs. C-208/98, Berliner
Kindl AG/Siepert, Slg. 2000, I-1741, Rn. 26 f., der in der Erstreckung des Geltungs-
bereichs der Richtlinie 87/102/EWG auch auf Existenzgründer die Anwendung der 
„Dzodzi-Rechtsprechung“ verneint, da es sich um einen Fall der Mindestharmonisierung 
handele. Es bleibt jedoch unklar, ob Hommelhoff zwischen den Begriffen der über-
schießenden Richtlinienumsetzung und der Mindestharmonisierung unterscheidet, oder 
die überschießende Richtlinienumsetzung als Oberbegriff ansieht. Ebenfalls undeutlich 
Hess, RabelsZ 66 (2002), 470 (484); Grundmann, Europäisches Schuldvertragsrecht, 
699; Schnorbus, RabelsZ 65 (2001), 654 (671 f.). 

14 Brandner, Überschießende Richtlinienumsetzung, 11 ff. 
15  Ebd., 6.  
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Sofern in dieser Arbeit der Begriff „überschießende Richtlinienumsetzung“ ver-
wendet wird, ist er im engeren Sinn zu verstehen: Eine Ausdehnung der 
Richtlinienregelungen auf nicht von der Richtlinie erfasste Sachverhalte. Eine 
nähere Betrachtung in Kapitel 2 wird zeigen, dass davon die Fälle der Mindest-
harmonisierung streng zu unterscheiden sind, da für sie die „Dzodzi-Recht-
sprechung“ des EuGH keine Anwendung findet. Die Fälle der Mindestharmoni-
sierung sind daher nicht vom Begriff der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ 
erfasst. Jedoch zeigt dieses weite Begriffsverständnis, welches durchaus möglich 
ist, dass die Umschreibung der „freiwilligen Übererfüllung“ als „überschießende 
Richtlinienumsetzung“ ungenau ist.  

II. Zu enge Begriffsbedeutung der „überschießenden 
Richtlinienumsetzung“ 

Zugleich ist die Begriffsverwendung der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ 
auch zu eng, da der nationale Gesetzgeber Vorschriften des EGV oder gemein-
schaftsrechtliche Verordnungen auch als Vorbild seines nationalen Rechts nehmen 
kann16. Der Vorgang der „überschießenden Richtlinienumsetzung“ beschränkt sich 
daher nicht auf Richtlinien. Diese Fälle werden durch die Bezeichnung „autonome 
Harmonisierung“17 miterfasst. Über eine Definition der „autonomen Harmonisie-
rung“ besteht jedoch keine Einigkeit.  
Schnorbus differenziert unter dem Oberbegriff „autonome Harmonisierung“ 
zwischen „autonomer Rechtsvereinheitlichung“ und „freiwilliger Rechtsan-
gleichung“. Unter autonomer Rechtsvereinheitlichung fasst er den Vorgang, dass 
der nationale Gesetzgeber sich ohne Umsetzungsverpflichtung an das Europarecht 
anlehnt. Der nationale Gesetzgeber kopiere Bestimmungen aus dem EGV oder aus 
Verordnungen außerhalb ihres Anwendungsbereichs in nationales Recht, indem er 
auf das EG-Recht verweise oder es wörtlich übernehme18. Als Beispiel nennt 
Schnorbus die selbstständige Harmonisierung des Kartellrechts in den Mitglieds-
staaten von „unten nach oben“19, also eine Harmonisierungstätigkeit, die von den 
Mitgliedsstaaten selbstständig und unabhängig voneinander initiiert und durchge-
führt wird. Dagegen komme der Gesetzgeber bei der autonomen (freiwilligen) 
Rechtsangleichung in den meisten Fällen einer konkreten Umsetzungsverpflichtung 
nach, regele aber neben diesem europarechtlich bedingtem Anwendungsbereich des 
Gesetzes weitere Sachverhalte mit. Das Gesetz bestehe somit aus zwei unter-
schiedlichen Ebenen, die zu einem Gemengelage miteinander verwoben seien: 

16  Darauf weisen auch Brandner, Überschießende Richtlinienumsetzung, 14 f., und Schulze,
in: Schulze (Hrsg.), Auslegung europäischen Privatrechts und angeglichenen Rechts, 9 
(17) hin. 

17  Begriff nach Schnorbus, RabelsZ 65 (2001), 654 ff. 
18  Ebd. (658). 
19  Ebd. (658). Vgl. dazu die Bezeichnung von Dreher, AG 1993, 437 (446); Dreher, WuW 

1995, 881 (890) „Harmonisierung von unten“ für die Reformen der nationalen Kartell-
rechte nach dem Muster des EG-Kartellrechts.  
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Nämlich aus „autonomen“, durch rein sachliche Erwägungen geprägten 
Regelungen einerseits und aus „transformierten“, europarechtlich bedingten 
Regelungen andererseits. Ein weiterer Fall der überschießenden Angleichung 
bestehe darin, dass der Gesetzgeber in der Praxis mittlerweile bewährte 
Vorschriften des angeglichenen Rechts im Nachhinein auf einen anderen, von der 
Richtlinie nicht erfassten Anwendungsbereich erstrecke20.
Den Begriff der „freiwilligen Rechtsangleichung“ verwendet dagegen Roth im 
umfassenderen Sinne. Er bezeichnet damit sowohl die Umsetzung von Richtlinien
über ihren persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich hinaus als auch die 
Übernahme des EG-Rechts ohne Richtlinienvorgaben wie z.B. im nationalen 
Kartellrecht21. Enger dagegen wieder Leible, der unter dem Begriff „überobligato-
risch angeglichenes Recht“ nur die autonome Rechtsangleichung im Sinne der 
Begriffsbildung von Schnorbus fasst. Er versteht darunter zum einen die nationalen 
Rechtsvorschriften, die zwar nicht der Umsetzung von EG-Richtlinien dienen, aber 
gleichwohl deren Regelungskonzept auf außerhalb des Anwendungsbereichs der 
Richtlinie liegende Sachverhalte übertragen sowie die Schaffung von Normen zur 
Richtlinienumsetzung, deren Regelungsbereich über den der Richtlinie hinaus-
reichen22. Der Begriff der autonomen Rechtsangleichung bei Gebauer wird als eine 
Form der internen Harmonisierung verstanden, bei der das autonome Recht an 
einen Regelungskomplex angeglichen wird, der in der eigenen Rechtsordnung 
bereits gilt oder in die eigene Rechtsordnung eingeführt werden soll23. Dabei sei 
der Gegenstand der internen Harmonisierung durch autonome Rechtsangleichung, 
die sowohl judikativer als auch legislativer Art sein könne, nicht auf Richtlinien 
beschränkt, sondern könne sich auf das geltende Gemeinschafts- und Konventions-
recht beziehen24.

III. Präferenz des Begriffs „autonome Harmonisierung des 
Gemeinschaftsrechts“

Für diese Arbeit wird die Bezeichnung autonome Harmonisierung verwendet, die 
eine freiwillige Anpassung des nationalen an das Gemeinschaftsrecht bezeichnet, 
wobei darunter sowohl die Anwendung einer Richtlinie auf einen umfassenderen 
Anwendungsbereich – also unter Ausschluss der Fälle, in denen lediglich ein 
strengerer Regelungsgehalt eingeführt wird – als auch die Fälle der Übernahme 
anderer gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften als Richtlinien in das nationale 
Recht verstanden wird. Eine Differenzierung nach autonomer Rechtsvereinheit-

20 Schnorbus, RabelsZ 65 (2001), 654 (665). Ähnlich Roth, Festgabe BGH, 847 (880), der 
ohne explizite Definition, aber auf die Richtlinienumsetzung bezogen von „freiwilliger 
Rechtsanpassung“ spricht. 

21 Roth, in: Grundmann/Medicus/Rolland (Hrsg.), Europäisches Kaufgewährleistungsrecht,
113 (128 f.).

22 Leible, Europäisches Privatrecht, 308. 
23 Gebauer, JJZ 2001, 201 (212). 
24  Ebd. (208). 
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lichung und autonomer Harmonisierung (Rechtsangleichung)25 führt nicht weiter. 
Zum einen ist Rechtsvereinheitlichung nur der höchste Grad der Rechtsan-
gleichung. Zum anderen wird bei der Übernahme der Vorschriften einer 
Verordnung oder des Primärrechts in das nationale Recht keine Vereinheitlichung 
in einem stärkeren Maß als bei der Übernahme einer Richtlinienregelung erzielt. 
Dieser Unterschied besteht nur, wenn die Gemeinschaft eine Regelung per 
Verordnung oder per Richtlinie für den eigentlichen Anwendungsbereich der 
Gemeinschaftsregelung erlässt. Da auch die vom EuGH entschiedenen Fälle der 
freiwilligen Einbeziehung des Gemeinschaftsrechts sich nicht auf die Richtlinien-
umsetzung beschränken, wird für diese Arbeit eine umfassendere Betrachtungs-
weise – also über die Richtlinienumsetzung hinaus – gewählt, die durch den Begriff 
der autonomen Harmonisierung im Gegensatz zu dem Begriff der überschießenden 
Richtlinienumsetzung besser bezeichnet ist. Der Begriff der überschießenden 
Richtlinienumsetzung wird als Unterbegriff zur autonomen Harmonisierung 
verwendet, sofern Richtlinienregelungen über ihren Anwendungsbereich hinaus im 
nationalen Recht Anwendung finden.  

B. Motive der autonomen Harmonisierung 

Autonome Harmonisierung kann auf unterschiedlichen Motiven beruhen: Vermei-
dung von Wettbewerbsverzerrungen und durch Richtlinienumsetzung entstehender 
Systembrüche im nationalen Recht, Vereinfachung der Rechtsanwendung, 
Steigerung der Attraktivität der eigenen Rechtsordnung für ausländische Investoren 
und Reformbedürftigkeit des eigenen Rechts. 
Autonome Harmonisierung ist zunächst eine insbesondere von Seiten der Privat-
rechtswissenschaft genannte26 Reaktion auf die Probleme, die durch eine schnell 
voranschreitende Harmonisierungstätigkeit der Gemeinschaft entstehen können. 
Kritiker der Harmonisierungstätigkeit greifen dabei zur Umschreibung des damit 
angeblich entstehenden Zustandes gerne auf das Bild zurück, das Gemeinschafts-
privatrecht bestehe aus „einzelnen Inseln“, die kein innerer Zusammenhang 
verbinde27. Dieser Vergleich weist darauf hin, dass Harmonisierung punktuell, und 
nicht umfassend erfolgt28. Den Vorteilen dieses punktuellen Ansatzes – optimale 
Problemlösung, dynamische Ausdehnung durch Regelung von Einzelfragen in 
Bereichen gemischter oder unscharfer Kompetenzverteilung29 – stehen Nachteile – 
Funktionsverluste für die nationale Privatrechtsordnung, Widersprüche in der 

25  Diese Differenzierung trifft Schnorbus, RabelsZ 65 (2001), 654. 
26  Vgl. dazu zusammenfassend für den Bereich des Privatrechts Seyr, ZEuS 2003, 533 

(535).
27  So erstmals Rittner, JZ 1995, 849 (851).
28  Zu den Ursachen dieser punktuellen Vorgehensweise vgl. Leible, Europäisches Privat-

recht, 231 ff.
29 Kirchner, in: Grundmann/Medicus/Rolland (Hrsg.), Europäisches Kaufgewähr-

leistungsrecht, 95 (102). 




